
ländern der PVÜ, die nicht zur EWG gehören, im Falle 
der geschlossenen Ausgestaltung des EWG-Patent-Ab- 
kommens kraft Art. 2 der PVÜ (Assimilationsprinzip) 
Rechte aus diesem Abkommen herleiten können, son­
dern auch darum, daß Art. 2 PVÜ seine volle Gültigkeit 
behalte, wenn Sonderabkommen gemäß Art. 15 PVÜ 
offen sind. Niemand lege es darauf an, den Integra­
tionsgedanken rundweg abzulehnen. Zustimmung zu 
oder Ablehnung von bestimmten Projekten hänge je­
doch von deren wirtschaftspolitischer Zielstellung ab. 
Zum Thema „Die Arbeit zur Vereinheitlichung des 
Patentrechts in den Ländern des RGW“ sprach Frau 
T r a c h t e n h e r z ,  Moskau. Ihre Darlegungen berück­
sichtigten sowohl die einheitlichen Produktionsverhält­
nisse in den sozialistischen Ländern und die daraus 
resultierenden Gemeinsamkeiten der Schutzrechts­
systeme als auch die Bestrebungen, bei den Vereinheit­
lichungsarbeiten den Bedingungen, die durch die inter­
systemare Zusammenarbeit erwachsen, voll Rechnung 
zu tragen, ohne nationale Besonderheiten zu ignorieren. 
Prof. Dr. R o t o n d i, Universität Mailand, erörterte 
„Wege zur Vereinheitlichung des Patentrechts“. Er be­
richtete insbesondere über die Arbeiten des Instituts 
für Rechtsvergleichung der Universität Mailand zur 
Ausarbeitung und Fertigstellung eines Mustergesetzes 
für ein Weltpatent, das den Erfordernissen der Rechts­
vereinheitlichung Rechnung tragen soll.
In seinem Beitrag „Rechtsvergleichende Betrachtungen 
des skandinavischen und des EWG-Patent-Projekts“ 
wies Prof. Dr. G o d e n h i e l m ,  Universität Helsinki, 
nach, daß das nordische Projekt die Rationalisierung 
des Anmeldeverfahrens bezweckt, ohne auf die Schaf­
fung eines supranationalen Rechts zu orientieren. Beim 
EWG-Projekt sei der Rationalisierungseffekt nur ein 
notgedrungen zusätzlicher. Die mögliche Geschlossen­
heit des EWG-Abkommens sowie die Schaffung eines 
supranationalen Rechts stehe in engem Zusammenhang 
mit den wirtschaftlichen Zielen der EWG. Die völlige 
Offenheit des nordischen Systems stehe in voller Über­
einstimmung mit der PVÜ.
Patentanwalt M a d e u f, Paris, sprach über „Die Be­
mühungen um eine Integration auf dem Gebiet des 
Patentrechts unter Berücksichtigung der Art. 2 und 15 
der PVÜ“. Er stimmte Nathan und Winklbauer darin 
zu, daß Sonderabkommen gemäß Art. 15 PVÜ den 
Gleichheitsgrundsatz gemäß Art. 2 PVÜ nicht beein­
trächtigen dürften. Daher müßten die Staatsbürger 
aller Unionsländer aus den Vorteilen Nutzen ziehen 
können, die aus Sonderabkommen gemäß Art. 15 PVÜ 
erwachsen. Um dies zu erreichen, könne man solche 
Sonderabkommen entweder offen ausgestalten (Beispiel 
Madrider Markenabkommen) oder ihre Vorteile den 
Angehörigen aller Unionsländer zubilligen (Beispiel 
Afrikanisch - Madagassische Union). Zu dem Begriff 
„Unionsland“ wies er darauf hin, daß es im Sinne der 
PVÜ unzulässig sei, diesem Begriff irgendwelche poli­
tische Bedeutung zu unterstellen, so daß es ungerecht­
fertigt sei, aus diplomatischen Gründen einem Land die 
Unionszugehörigkeit abzusprechen, wie dies seitens 
einiger Länder gegenüber der DDR der Fall ist. Bevor 
international die Gesetzgebungen über das Patentrecht 
koordiniert werden können, müsse Übereinstimmung 
über eine einheitliche Abfassung der Erfindungs­
beschreibung, der Ansprüche, den Schutzumfang und 
das Kriterium der Einheitlichkeit des Erfindungsgegen­
standes erzielt werden. Er warnte, was die Schaffung 
supranationaler Rechtssysteme betrifft, vor extensiven 
Integrationsvorhaben.
Die „Übereinstimmende und abweichende Anwendung 
von gesetzlichen Bestimmungen im europäischen ge­
werblichen Rechtsschutz“ war Inhalt der Ausführungen 
von Patentanwalt Dr. B r a n n , Stockholm. Unter Dar­
legung der unterschiedlichen Auffassungen und Praxis 
in bezug auf Stoffschutz, Verfahrensschutz, Einheitlich­
keit der Erfindung u. ä. hielt es der Redner für not­
wendig, bei einer Patentrechtsintegration möglichst alle 
Abweichungen in den Gesetzesbestimmungen zu ver­
meiden. Wichtig sei auch eine sich einheitlich — ggf. mit 
Hilfe übernationaler gemeinsamer Instanzen — ent­
wickelnde Rechtsprechung.

Dr. V e r o n a ,  Privatdozent in Zagreb, ergriff das Wort 
zu Fragen der „Gegenüberstellung der Grundsätze der 
PVÜ und der neueren internationalen Integrations­
abkommen bzw. -Vorhaben auf dem Gebiet des Patent­
rechts“. Er behandelte die Problematik des inneren Zu­
sammenhangs zwischen' Art. 2 und Art. 15 PVÜ an 
Hand des Schrifttums und der internationalen Dis­
kussion im Rahmen der AIPPI (Association Internatio­
nale pour la Protection de la Propriete Intellectuelle) 
und stimmte mit Winklbauer darin überein, daß Art. 2 
PVÜ auf jede in einem Unionsland geltende Norm, un­
abhängig davon, ob sie nationalen Ursprungs ist oder 
aus internationalen Abkommen fließt, anzuwenden sei, 
so daß also auch Angehörigen von Unionsländern, die 
nicht Mitglieder von Sonderabkommen i. S. von Art. 15 
PVÜ sind, die daraus fließenden Vorteile zustehen.

Probleme der Assoziierung mit integrierten Paten­
rechtssystemen

Den dritten Diskussionsschwerpunkt leitete Frau Ru­
d o l p h ,  wiss. Mitarbeiter am Institut für Erfinder­
und Urheberrecht an der Humboldt-Universität Berlin, 
mit dem Thema „Grundprobleme der Assoziierung 
junger Nationalstaaten mit dem geplanten EWG-Patent- 
rechts-Abkommen“ ein. Von der allgemeinen Proble­
matik des Erfindungsrechtsschutzes in den Entwick­
lungsländern ausgehend, hob sie hervor, daß die wirt­
schaftspolitische Zielsetzung der die Assoziierung Zum 
EWG-Patent-Abkommen betreffenden Bestimmung des 
Art. 212 des EWG-Patentrechts-Entwurfs vorrangig 
darin besteht, die mit der EWG assoziierten jungen 
Nationalstaaten als nicht gleichberechtigte Mitglieder 
in den Wirkungsmechanismus dieses Abkommens ein­
zubeziehen und damit organisch noch enger an die 
EWG zu binden. Sie wies an Hand einiger Grundsatz­
bestimmungen des EWG-Patentrechts-Entwurfs auf die 
großen Gefahren hin, die den jungen Nationalstaaten, 
die sich assoziieren, in bezug auf die Gewährleistung 
ihrer politischen Souveränität und ökonomischen Inte­
grität erwachsen würden. Das Assoziierungsmodell, wie 
es sich nach dem EWG-Patentrechts-Konzept darstellt, 
verwarf sie. ,
Prof. Dr. P r e t n a r ,  Universität Ljubljana, referierte 
über „Die rechtlichen Aspekte der Übertragung tech­
nischer Kenntnisse durch die sozialistischen Staaten an 
die Entwicklungsländer“. Er ging davon aus, daß die 
Entwicklungsländer vor der Aufgabe ständen-, die erste 
technische Revolution durchzuführen, während die ent­
wickelten Länder sich bereits in der zweiten, der 
wissenschaftlich-technischen Revolution, befänden. Den 
Entwicklungsländern müsse geholfen werden, aus eige­
nen Kräften ihre Reichtümer zu nutzen und die Fähig­
keiten ihrer Bürger zu entwickeln. Dafür seien die Er­
fahrungen der sozialistischen Länder eine wertvolle 
Hilfe. Das Grundproblem sei nicht die Übertragung 
der Technologie an die Entwicklungsländer, sondern 
die Vermittlung einer „massenweisen Psychologie des 
Neuererwesens“.
Über den „Einfluß des Patentsystems auf die Indu­
strialisierung der VAR“ sprach Prof. Dr. A b b a s , 
Universität Kairo. Er betonte die die Industrialisierung 
fördernde Rolle des Erfindungsrechtsschutzes und wür­
digte besonders die zwischen den sozialistischen Län­
dern und der VAR abgeschlossenen Verträge über 
wirtschaftliche und wissenschaftlich-technische Zusam­
menarbeit als Maßnahme echter internationaler Hilfe.
„Kapitalexport und die EWG-Patentrechtsintegration“ 
war Inhalt der Ausführungen von Herrn G a f f e r ,  
Sanaa, z. Z. wiss. Aspirant am Institut für Erfinder- und 
Urheberrecht an der Humboldt-Universität Berlin. Er 
ging besonders darauf ein, daß das Bedürfnis der Mo­
nopole nach einem Patentschutz in den Entwicklungs­
ländern auf ihr Interesse am Kapitalexport zurückzu­
führen ist, daß das Patent als Mittel des Kapitalexports 
fungiert und daraus die Bestrebungen zur Schaffung 
eines internationalen Patentrechts resultieren und daß 
das EWG-Patentrechts-Projekt in besonderem Maße 
den Kapitalexport in schwach entwickelte Länder för­
dern soll.
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